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13 Siebtes Gesetz zur Änderung des Polizeige-
setzes des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/4531 

Beschlussempfehlung 
des Innenausschusses 
Drucksache 18/6885 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der CDU dem Kollegen Herrn Katzidis das Wort, 
der auch schon am Redepult steht. Sie haben das 
Wort. 

Dr. Christos Katzidis*) (CDU): Vielen Dank. – Frau 
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der 
vorliegende Gesetzentwurf der Landesregierung ist 
recht unspektakulär und umfasst im Wesentlichen 
vier Bereiche.  

Im ersten Bereich geht es um die Verlängerung der 
befristeten Maßnahmen, der präventivpolizeilichen 
Telekommunikationsüberwachung und der elektroni-
schen Fußfessel. Diese Maßnahmen können ohne 
Verlängerung der Befristung nur bis zum 31. Dezem-
ber 2023 genutzt werden. Die vorgegebene Wir-
kungsevaluierung hat gezeigt, dass sowohl die Tele-
kommunikationsüberwachung als auch die elektroni-
sche Aufenthaltsüberwachung wichtige und notwen-
dige Befugnisse zur Gefahrenabwehr mit Blick auf 
politisch motivierte und allgemeine Kriminalität dar-
stellen. Deswegen begrüßen wir die Verlängerung 
ausdrücklich.  

Der zweite Bereich ist die Streichung der Verweise 
auf § 77 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
NRW in den §§ 46 und 52 des Polizeigesetzes. Die 
Verweise sollen aus Gründen der Einheitlichkeit ge-
strichen werden, da die Gebühren für die Polizei mitt-
lerweile in der Tarifziffer 18 der Allgemeinen Verwal-
tungsgebührenordnung geregelt sind. Die Allge-
meine Verwaltungsgebührenordnung findet bereits 
jetzt auf der Grundlage des § 1 Abs. 1 und 2 des Ge-
bührengesetzes ohne einen speziellen Verweis An-
wendung, sodass keine Notwendigkeit für die Ver-
weise besteht und diese insofern gestrichen werden 
können.  

Der dritte Bereich betrifft die Berichtspflichten gegen-
über dem Landtag. Die sind mit Blick auf die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts aus 
Gründen der Verhältnismäßigkeit bei bestimmten 
verdeckten Maßnahmen angezeigt, von denen Be-
troffene nur im Nachhinein und gegebenenfalls nur 
eingeschränkt unterrichtet werden. Der Zeitraum der 
Berichtspflichten ist dabei verfassungsrechtlich nicht 
vorgegeben. Mit Blick auf die Unterschiede im Poli-

zeigesetz soll hier ebenfalls eine Vereinheitlichung 
erfolgen. 

Für die §§ 20a und 20b des Polizeigesetzes besteht 
bisher eine einjährige Berichtspflicht gegenüber dem 
Landtag. Für die anderen in § 68 des Polizeigesetzes 
genannten Maßnahmen besteht eine zweijährige Be-
richtspflicht, obwohl diese zum Teil deutlich eingriffs-
intensiver sind als die Maßnahmen nach den §§ 20a 
bis 20c. 

Deshalb macht es aus unserer Sicht Sinn, den ein-
jährigen Berichtsturnus für die §§ 20a und 20b in die 
bereits bestehende zweijährige Berichtspflicht des 
§ 68 einzubeziehen. Der Zeitraum von zwei Jahren 
ist auch deshalb sinnvoll, weil mögliche Entwicklun-
gen in der polizeilichen Praxis so besser bewertet 
werden können und er an andere Gesetze zur Ge-
fahrenabwehr in den anderen Bundesländern und im 
Bund angeglichen ist. Lediglich bei den §§ 20c und 
34 wird zur Wahrung der Transparenz und zum 
Schutz der Bürgerinnen und Bürger an der jährlichen 
Berichtspflicht festgehalten. 

Der vierte Bereich ist die Einfügung eines neuen § 69 
in das Polizeigesetz. Ziel der Landesregierung war 
es, hier durch einen deklaratorischen Verweis auf die 
Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung für mehr 
Transparenz zu sorgen. Mit Blick auf die Auswertung 
der Stellungnahmen der Sachverständigen sehen 
wir diese Notwendigkeit nicht, sodass wir hierzu ei-
nen Änderungsantrag gestellt haben und den neuen 
§ 69 aus dem Gesetzentwurf wieder streichen. 

Wir stimmen dem Gesetzentwurf mit unserem Ände-
rungsantrag zu. Alles ist, wie gesagt, recht unspekta-
kulär. – Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD spricht nun der Abgeordne-
tenkollege Herr Bialas. 

Andreas Bialas (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Gerade für das 
Polizeigesetz muss doch Folgendes gelten: Klarheit 
und Rechtssicherheit. Ich bin ganz ehrlich: Wir haben 
es uns in der SPD nicht leicht gemacht. Aber wir ha-
ben etwas gemacht, was ich für eine Oppositions-
fraktion für sehr wichtig halte. Wir haben uns nämlich 
2018 gemeinsam mit CDU und FDP an die Änderung 
des Polizeigesetzes begeben, und wir haben es ge-
meinsam verabschiedet. 

Warum haben wir das getan? Weil wir von folgendem 
Gedanken getragen werden: Wenn wir an die recht-
lichen Grundlagen der Polizei für Grundrechtsein-
griffe herangehen, dann tun wir das besser in einem 
breiten parlamentarischen Konsens über Fraktions-
grenzen, auch über Grenzen zwischen Koalitions- 
und Oppositionsfraktionen, hinweg. Wenn wir an 
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rechtliche Grundlagen für Grundrechtseingriffe her-
angehen, dann signalisieren wir der Öffentlichkeit 
eine möglichst breite parlamentarische Zustimmung, 
versehen mit der Hoffnung, dass die Maßnahmen 
breite Akzeptanz finden und Polizeikräfte deswegen 
keine Konflikte auf der Straße austragen müssen. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn wir der Polizei Aufgaben zumessen, dann wis-
sen wir um die möglichen Auseinandersetzungen im 
realen Tun und geben der Polizei tunlichst breite Rü-
ckendeckung. 

Daher sind wir für die Änderungen. Sie sind für uns 
unproblematisch – außer einer. Und die hat es leider 
in sich. Ich verstehe auch nicht, warum Sie bei einer 
so wichtigen und zentralen Frage den gemeinsamen 
Weg verlassen. Es ist die Frage, ob die Kostenpflicht 
für die polizeiliche Anwendung des unmittelbaren 
Zwangs im Gesetz stehen soll – so sehen wir es – 
oder ob sie untergesetzlich geregelt werden soll; so 
sehen Sie es. 

Es geht also nicht um die Frage, ob eine Kosten-
pflicht eingeführt werden soll. Sie kennen meinen 
Grundsatz, den ich hier bereits häufiger geäußert 
habe: Wat nix koss, dat es och nix. – Vielmehr geht 
es darum, ob und wie sie im Polizeigesetz verankert 
wird. Es geht also um Klarheit und Rechtssicherheit. 
Gerade für das Polizeigesetz muss das gelten, und 
gerade im Bereich der inneren Sicherheit ist das 
wichtig. Das weicht man nicht auf. 

(Beifall von der SPD) 

Was der Staat, was die Polizei an wesentlichen Ein-
griffen machen darf, ist in einer Ermächtigungsgrund-
lage niederzuschreiben. Diese Ermächtigungsgrund-
lage wiederum ist im parlamentarischen Mehrheits-
entscheid herbeizuführen. Darum drücken Sie sich 
schlicht. Ich frage mich ernsthaft, warum. Weil Sie 
dafür keine eigene Parlamentsmehrheit hinbekom-
men? Gehen Sie möglichen Auseinandersetzungen 
mit Ihrem Koalitionspartner aus dem Weg, indem Sie 
in die Untergesetzlichkeit ausweichen? 

Im Rahmen der Anhörung wurde eine Notwendigkeit 
klar und präzise formuliert. Ich darf zitieren: 

„Will der Landesgesetzgeber eine Kostenpflicht 
für die Anwendung unmittelbaren Zwangs oder 
den Gewahrsam einführen, ist ihm zu empfehlen, 
diese wesentliche Entscheidung hinreichend klar 
bei den einschlägigen Ermächtigungsgrundlagen 
zu verankern. Das Polizeirecht anderer Länder 
bietet verschiedene bewährte und verfassungs-
feste Vorbilder.“ 

Mehr gibt es kaum zu sagen. Daher wiederhole ich 
mich an dieser Stelle: Klarheit und Rechtssicherheit 
und möglichst breite parlamentarische Zustimmung – 
Herr Innenminister, das war Ihnen mal wichtig. Da 
hatten Sie aber auch einen Koalitionspartner, mit 

dem eine Mehrheit gesichert schien. Ich gehe davon 
aus, dass mein lieber Kollege Marc Lürbke gleich in 
seiner Rede darauf ebenfalls noch eingehen möchte. 

Nun gibt es bei derartig wichtigen Fragen rechtlich 
fragwürdige Klimmzüge. Das ist dem Thema nicht 
angemessen. Gehen Sie besser den Weg einer 
rechtskonformen Verankerung der Kostenpflicht. 
Machen Sie es wie andere Länder: klar und offen nie-
dergeschrieben im Polizeigesetz. Da gehört es hin – 
und nicht in verwaltungsinterne Verordnungen. 
Trauen Sie sich in die parlamentarische Debatte hin-
ein. Trauen Sie sich in die interfraktionelle Debatte. 
Konkret geht es um Klarstellungen und Ergänzungen 
in den §§ 35 und 55 Polizeigesetz im Hinblick auf die 
Kostentragungspflicht. 

So können wir heute dem Gesetzentwurf aufgrund 
der Leerstelle an einer wichtigen Stelle leider nicht 
zustimmen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht nun 
die Abgeordnetenkollegin Frau Dr. Höller. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleg*innen der demokrati-
schen Fraktionen! Lassen Sie uns doch darüber 
sprechen, was wir mit diesem Gesetz machen. Wir 
verlängern mit diesem Gesetz die Befristung der Er-
mächtigungsgrundlage für zwei grundrechtsintensive 
Maßnahmen um weitere fünf Jahre. Das gilt für die 
Überwachung der laufenden Telekommunikation, 
und das gilt für die elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung. Wir verlängern auch die Berichts- und Evalu-
ationspflicht für die beiden Maßnahmen um weitere 
fünf Jahre. Das ist notwendig, und das ist angemes-
sen. 

Beide Maßnahmen greifen intensiv in Grundrechte 
ein. Was heißt das eigentlich konkret? 

Bei der elektronischen Aufenthaltsüberwachung 
nach § 34c Polizeigesetz NRW wird der betroffenen 
Person eine elektronische Fußfessel angelegt. Diese 
sendet dann Daten über den Aufenthaltsort und soll 
so sicherstellen, dass sich die Person nur in einem 
bestimmten Umkreis aufhält oder Kontaktverbote 
einhält. Es geht nicht um die Maßnahme, sondern 
darum, dass uns als Parlament dazu berichtet wird, 
damit evaluiert wird, ob das, was wir beschlossen ha-
ben, auch richtig ist. 

Bei der Telekommunikationsüberwachung können 
nicht nur Telefonate abgehört werden, sondern es 
können jegliche technisch übermittelte Kommunika-
tion sowie sämtliche Onlineaktivitäten erfasst wer-
den. Jeder Klick, jede Suchanfrage, jedes aufgeru-
fene Video, jeder Sprachbefehl, also alles, was on-
line passiert, kann mitgeschnitten und ausgewertet 
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werden. Bei der Quellen-TKÜ wird dafür direkt auf die 
Endgeräte der betroffenen Personen zugegriffen. 

Als Mensch, dem Bürger*innenrechte wichtig sind, 
bin ich sehr froh, wenn der Gesetzgeber bei solch in-
tensiven Maßnahmen wiederholt überprüft, ob diese 
wirksam und angemessen sind.  

Diese Möglichkeit geben wir dem Parlament mit der 
Verlängerung der Befristung und der Evaluations- 
und Berichtspflichten. Das ist bei diesen eingriffsin-
tensiven Maßnahmen angemessen und notwendig. 
Natürlich ist das mühsamer, als alles einfach laufen 
zu lassen – mühsamer für das Ministerium und müh-
samer für uns Abgeordnete, weil wir uns damit be-
schäftigen müssen. Bürgerrechte sind nun einmal 
mühsam. Aber das ist es uns wert. 

Angemessen und richtig ist auch, dass in NRW die 
Quellen-TKÜ durch die Infiltration bereits bestehen-
der Softwarelücken nicht genutzt wird. Das haben wir 
im Koalitionsvertrag so vereinbart. Eine solche Nut-
zung stellt ein zu großes Sicherheitsrisiko für alle 
Nutzerinnen und Nutzer dar. 

Wir vereinheitlichen in § 68 die Berichtspflichten an 
den Landtag. Dabei ist es angemessen und richtig, 
dass wir die besonders eingriffsintensiven Maßnah-
men der Telekommunikationsüberwachung nach 
§ 20c davon ausnehmen und dort weiterhin eine jähr-
liche Berichtspflicht haben. Das machen wir mit dem 
Gesetz. 

Was machen wir mit dem Gesetz nicht? Wir stimmen 
mit diesem Gesetz nicht über die Gebührenordnung 
ab. Wir Grüne haben diese Gebührenordnung mehr-
fach kritisiert. Dabei bleiben wir auch. Meines Wis-
sens wurden bisher noch keine Gebührenbescheide 
erhoben. 

Eines machen wir mit diesem Gesetz aber: Wir neh-
men die Anregung der Sachverständigen ernst. Da-
her streichen wir mit unserem Änderungsantrag den 
neu eingefügten § 69. Damit beseitigen wir Unklar-
heiten und schaffen keine neue Ermächtigungs-
grundlage für die Verordnung des Innenministeriums 
zur Erhebung von Gebühren für Polizeieinsätze. 

Wir stimmen dem Gesetzentwurf mit dem vorliegen-
den Änderungsantrag zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der FDP hat nun der Abgeordneten-
kollege Herr Lürbke das Wort. 

Marc Lürbke*) (FDP): Vielen Dank. – Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ja, die 
Verlängerung der TKÜ sowie der elektronischen 
Fußfessel halten auch wir als FDP für sinnvoll. Auch 

die Anpassungen an die Berichtszeiträume sind in 
Ordnung. 

Viel spannender sind die Änderungen beim Gebüh-
renrecht. Blicken wir deswegen vielleicht gemeinsam 
zurück, was eigentlich Aufhänger für diese Novelle 
des Polizeigesetzes ist. Manchmal ist die Genese ja 
auch spannend. Wir wollten als FDP, dass Störer wie 
zum Beispiel Klimakleber, also Personen, die ganz 
bewusst Straftaten begehen, die Einsatzkosten der 
Polizei tragen müssen. Hierzu hatten wir bereits im 
März dieses Jahres einen Antrag gestellt und im Au-
gust eine Sachverständigenanhörung durchgeführt. 

In der Folge gab es dann betriebsame Hektik bei der 
schwarz-grünen Koalition. Die unterschiedlichen Hal-
tungen von CDU und Grünen in dieser Frage waren 
mit Händen zu greifen. Am Vorabend der Anhörung 
zu unserem Antrag wurde es Innenminister Reul of-
fenbar zu wild. Zu groß war das Risiko, sich in der 
Anhörung eine blutige Nase zu holen. 

Wenige Stunden vor der Anhörung überraschte der 
Innenminister deshalb mit einer Änderung der Ge-
bührenordnung, auf dessen Grundlage nun Gebüh-
renbescheide für Einsatzkosten erlassen werden sol-
len – offenkundig aber, ohne dies mit dem grünen 
Koalitionspartner in irgendeiner Form rückzukoppeln. 
So viel Popcorn konnte man gar nicht holen, wie man 
gebraucht hätte, als „Westpol“ dann über diesen of-
fenen Streit in der Koalition berichtete. 

Das viel größere Problem war aber, Herr Minister, 
dass diese Regelung von Ihnen damals mit der heißen 
Nadel gestrickt war und deshalb in der Anhörung – 
man kann das gar nicht anders sagen – von den 
Sachverständigen geradezu zerrissen wurde. Ich 
muss auch das leider sagen: In elf Jahren Parla-
mentszugehörigkeit habe ich noch nie so eine Anhö-
rung erlebt wie diese Anhörung, in der alle Sachver-
ständigen im Gleichklang die Note „mangelhaft“ für 
Ihr Vorhaben hatten. 

Als Ergebnis dieser Nacht-und-Nebel-Aktion des In-
nenministers blieben leichte Gefühle von Fremd-
scham, eine rechtlich unsichere Gebührenordnung 
und ziemliche Verunsicherung bei unseren Polizei-
beamten, was sie jetzt eigentlich tun sollten und was 
rechtssicher geboten wäre. 

Dann wurde durch die Landesregierung nachgebes-
sert bzw. verschlimmbessert – mit Änderungen des 
Polizeigesetzes. Problem hier: Leider waren auch 
diese wieder handwerklich schlecht gemacht. Die 
Stellungnahmen der Sachverständigen in der Anhö-
rung sprechen da Bände. 

Dann wurde vonseiten der Koalition, übrigens wieder 
in der Nacht vor der Sitzung des beratenden Innen-
ausschusses, also wieder in einer Nacht-und-Nebel-
Aktion, noch einmal versucht, nachzubessern. Prob-
lem hier erneut: Die Kritik der Sachverständigen 
wurde wieder nur unzureichend berücksichtigt. 
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Der Änderungsantrag greift im Grunde auch nur das 
auf, was der Regierung hier genehm ist, anstatt klare 
Vorschläge der Expertinnen und Experten und Vor-
bilder anderer Bundesländer zu berücksichtigen. 

Ergebnis: CDU und Grüne verfolgen in Nordrhein-
Westfalen jetzt einen Sonderweg, indem Kosten für 
den unmittelbaren Zwang nicht direkt über das Poli-
zeigesetz erhoben werden, wie in anderen Bundes-
ländern schon lange üblich, sondern über den Ver-
ordnungsweg. 

Die Mehrheit der Sachverständigen – lieber Andreas 
Bialas, ich bin dir dankbar dafür, dass du das gerade 
noch einmal dargestellt hast – im Innenausschuss 
hält diesen Weg über die Verordnung für verfas-
sungswidrig, weil es an einer rechtssicheren und 
tauglichen Ermächtigungsgrundlage mangelt. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Da kann man sich nur verwundert die Augen reiben, 
warum die Landesregierung von Schwarz-Grün die-
sen Weg geht. Ich will Ihnen verraten, warum das so 
ist; denn das ist recht einfach. Diese schwarz-grüne 
Koalition ist sich in dieser Frage so einig wie Kraut 
und Rüben und schafft deshalb hier einen Sonder-
weg, damit die Grünen heute im Parlament nicht den 
Arm für Gebühren für Klimakleber heben müssen. – 
So einfach ist das. Das ist der wahre Grund. 

(Ralf Witzel [FDP]: Wirklich traurig!) 

Schwarz-Grün stiehlt sich hier ganz durchschaubar 
aus der Verantwortung. Hier wird der Sonderweg 
über eine Verordnung genutzt, um die Parlaments-
debatte zu umgehen und die Grünen nicht zu einer 
klaren Aussage gegen Klimakleber zu nötigen. 

Leidtragender ist dabei nicht nur der Rechtsstaat. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, ich 
will Ihnen deutlich sagen: Wenn Sie da mal nicht auf 
dem Holzweg sind und dem Minister über die Verord-
nung jetzt einen Freifahrtschein gegeben haben! – 
Ich bin mir gar nicht sicher, ob Ihnen das so bewusst 
ist. 

(Beifall von der FDP) 

Im Ergebnis ist es aber so: Der Welpenschutz für ra-
dikale Klimagruppierungen setzt sich in Nordrhein-
Westfalen fort. Zugunsten grüner Ideologie verzichtet 
Minister Reul hier lieber auf eine Rechtsgrundlage im 
Polizeigesetz. Da kann man sich nur wundern. Se-
henden Auges rennt die schwarz-grüne Landesre-
gierung damit Mehrbelastungen der Justiz durch Kla-
gen gegen Kostenbescheide entgegen. Sie setzt lie-
ber auf Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für Anwälte 
und für die Justiz statt auf Rechtssicherheit. 

(Beifall von der FDP) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Das ist sicherlich nicht der 
richtige Weg. Das ist nicht nur fragwürdig gemacht, 

sondern auch ein schlechtes Signal für den Rechts-
staat. 

Herr Minister, wie viele Rechnungen gegen Klimak-
leber wurden denn bislang in Nordrhein-Westfalen 
geschrieben? Wie viele? Wie viele wurden denn ein-
getrieben? 

(Ralf Witzel [FDP]: Null!) 

Ich kann es sagen: null, nada, niente, keine einzige, 
obwohl das laut Landesregierung entgegen der Mei-
nung der Experten angeblich ja rechtssicher möglich 
wäre, was ein fatales Signal für den Rechtsstaat ist. 

Das alles ist kein Ruhmesblatt für die CDU. Es ist kein 
Ruhmesblatt für diese schwarz-grüne Koalition. Wir 
können den Gesetzentwurf leider nur ablehnen. – 
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abgeordnete 
Herr Wagner.  

Markus Wagner*) (AfD): Ja, Klimakleber zur Kasse 
bitten. Das ist das Thema heute Abend. Darum geht 
es tatsächlich. 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Am 15. 
Juni dieses Jahres hatte ich Ihnen hier einen profun-
den und umfangreichen Antrag gegen die Klimakle-
ber vorgelegt. Und jetzt wird es spannend. Ich zitiere 
aus unserem Antrag: 

„Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
[…] prüfen zu lassen, bei welchen klimaextremis-
tischen Gruppierungen – insbesondere der 
selbsternannten „Letzten Generation“ – es sich 
um kriminelle Vereinigungen handelt, und dem 
Landtag erstmals bis zum 1. September 2023 
über die Ergebnisse Bericht zu erstatten […].“ 

So weit, so gut, so richtig. 

Doch dann kam mein überaus geschätzter Kollege 
Katzidis von der CDU. Er meinte doch tatsächlich – 
auch hier zitiere ich –: 

„Wenn ich nur allein die ersten drei Forderungs-
punkte in Ihrem Antrag lese, dann ist genau das 
die Dokumentation dafür, dass die AfD eben nicht 
auf dem Boden des Grundgesetzes, sondern e-
her für ein System steht, wie wir es schon einmal 
zwischen 1933 und 1945 in der Bundesrepublik 
Deutschland hatten.“ 

(Andreas Keith [AfD]: Pfui!) 

Sie erinnern sich vielleicht, Herr Katzidis. Oder ist es 
Ihnen vor Scham entfallen? 

Ich will einmal unter den Tisch fallen lassen, obschon es 
zur Bewertung des Wahrheitsgehaltes Ihrer weiteren 
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Entäußerungen passt, dass es zwischen 1933 und 
1945 natürlich gar keine Bundesrepublik gab. Nicht 
unter den Tisch fallen lasse ich aber, dass für Sie das 
Überprüfen, ob es sich bei den Klimaextremisten um 
eine kriminelle Vereinigung handelt, mit der Zeit des 
Nationalsozialismus gleichzusetzen ist. Wer überprü-
fen will, ob Klimakleber Kriminelle sind, der ist für Sie 
also Hitler. 

Nun hat das Landgericht München die „Letzte Gene-
ration“ als kriminelle Vereinigung eingestuft. Wenn 
ich bei Ihrer Art von Logik bleibe, dann ist das Land-
gericht München für Sie jetzt Hitler, Herr Katzidis, oder 
etwa nicht? Da haben Sie sich wirklich völlig ins Aus 
geschossen. 

(Beifall von der AfD) 

Denn es war und ist klar: Straßen- und Flughafenblo-
ckaden, Nötigung der Verkehrsteilnehmer, Sabotage 
von Ölpipelines und natürlich Sachbeschädigung 
sind was? Klar, kriminell. Und weder das Landgericht 
München ist, Herr Katzidis, noch ich bin ob dieser 
Feststellung ein Nazi. Merken Sie sich das. 

(Beifall von der AfD) 

Aber, Herr Katzidis, wenn Sie die Klimakleber so lieb 
haben, dass Sie sie sogar mit der Nazikeule in 
Schutz nehmen, dann machen Sie nur so weiter. Und 
bevor ich es vergesse: Danke für die Wahlwerbung. 

Jetzt kommt Ihre Landesregierung mit einem Gesetz 
daher, welches die Gebühren für Polizeieinsätze neu 
regeln soll – eigentlich doch auch, sollte man vermu-
ten, um endlich den Klimaklebern Ihre wohlverdiente 
Rechnung zu präsentieren. 

Auf meine Frage an Sie, Herr Reul, warum bisher 
keine Polizeigebühren gegen Klimaextremisten er-
lassen wurden, erhielt ich von Ihnen folgende Ant-
wort: Dem Ministerium liegt kein vollständiges Lage-
bild zu den Einsätzen der 47 Kreispolizeibehörden zu 
den Straftaten der Klimaaktivisten vor. – Ja, warum 
eigentlich nicht? Weil Sie selbst diese Statistik nicht 
wollen oder weil Ihr grüner Koalitionspartner diese 
Statistik nicht will? 

Im Ausschuss war Ihr Gesetz dann allerdings auch 
eher eine Bauchlandung. Eine klare Mehrheit der 
Sachverständigen hat Sie, Herr Reul, respektive Ihr 
juristisches Vorgehen dabei für mehr als kritisch er-
achtet. Ihr Gesetz birgt also eine starke Rechtsunsi-
cherheit; wir haben das vorhin schon gehört. Das 
hätte nicht notgetan. Denn gerade die Rechtssicher-
heit ist doch unabdingbar. 

Insbesondere, weil ich natürlich will, dass die 
Klimachaoten die von ihnen verursachten Polizeiein-
satzkosten aus eigener Tasche bezahlen, ist es wirk-
lich ärgerlich, um es gelinde auszudrücken, dass 
diese Sicherheit so nicht ausreichend gegeben ist. 
Ein Blick auf andere Bundesländer wäre doch ein-

fach und erfolgversprechend gewesen. Man muss 
das Rad ja nicht neu erfinden. 

Ich muss Ihnen auch sagen: Wenn es um nicht uner-
hebliche Eingriffe in unsere Grundrechte geht, dann 
reicht es nicht, darüber nur alle zwei Jahre Bericht zu 
erstatten, sondern das muss dann jährlich gesche-
hen. 

Dazu kommt noch der Streit mit Ihrem grünen Koali-
tionspartner, der ja der parlamentarische Arm der Kli-
makleber in der Regierung ist und der wohl auch der 
Hauptgrund für dieses Chaos ist, das Sie hier ange-
richtet haben. Chaos haben wir aber in diesem Land 
schon mehr als genug. – Ich wünsche Ihnen einen 
schönen Abend. 

(Beifall von der AfD – Vizepräsidentin Berivan 
Aymaz berät sich mit Dr. Michael Kober [Land-
tagsverwaltung].) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie warten schon 
gespannt, und ich mache es: Ich ermahne Sie und 
bitte darum, die Würde des Hauses bei Ihren Äuße-
rungen zu wahren. Ich wiederhole es nicht. Sie wis-
sen sehr genau, welche Äußerung ich meine. 

(Markus Wagner [AfD]: Nein, nein!) 

– Ihre Äußerung in Richtung der Fraktion der Grünen 
mit bestimmten Vorwürfen, dass hier irgendwelche 
parlamentarischen Verlängerungen sitzen würden. 
Das ist der Würde des Hauses wirklich nicht ange-
messen. Hören Sie auf mit solchen Bemerkungen. 

(Andreas Keith [AfD]: Die Rechtsgrundlage 
würde ich gerne mal hören!) 

Führen Sie die Debatten sachlich und fachlich, wie 
es sich bei so wichtigen Themen gehört. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Nun hat Herr Innenminister Reul das Wort. Bitte 
schön. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren Abgeordnete! Der Gesetz-
entwurf, der vorliegt, stellt sicher, dass unsere Polizei 
auch künftig die Bürgerinnen und Bürger effektiv und 
erfolgreich schützen kann. Dafür braucht die Polizei 
einen guten Werkzeugkasten. Dazu gehören auch 
notwendige rechtliche Befugnisse. 

Erster Punkt. Die Quellen-Telekommunikationsüber-
wachung und die elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung, also die sogenannte elektronische Fußfessel, 
sind solche wichtigen Instrumente. Das sagen übri-
gens nicht nur Polizisten, die ich frage. Das hat auch 
die Zentralstelle Evaluation in ihrem Bericht Anfang 
des Jahres bestätigt. Jede einzelne Quellen-TKÜ, 
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jede einzelne Fußfessel ist ein echter Mehrwert in der 
Polizeiarbeit. 

Diese Instrumente werden allerdings mit Bedacht 
eingesetzt, nicht inflationär; auch das ist wichtig. Das 
heißt, dass uns für die Evaluation noch nicht viele 
Fälle zur Auswertung zur Verfügung stehen. Wir ma-
chen es uns aber nicht einfach und wollen noch mehr 
Daten sammeln und noch weiter evaluieren. Dafür 
brauchen wir Rechtssicherheit. Deshalb verlängern 
wir die Evaluationsfrist. 

Für unsere Polizei ändert sich damit auch ab dem 1. Ja-
nuar 2024 nichts. Das ist mir wichtig. Die Polizistin-
nen und Polizisten können weiterarbeiten. 

Im Übrigen bleibt damit das Sicherheitspaket, die 
große Reform des Polizeigesetzes aus dem Jahre 
2018, in Kraft. Die Polizei behält das Handwerks-
zeug, das sie braucht – auch die damals erweiterten 
Kompetenzen. Weiterhin gilt: null Toleranz. 

Zweiter Punkt. Unsere Polizei braucht nicht nur das 
Handwerkszeug zur Gefahrenabwehr. Ebenso wich-
tig ist, dass die Störer für die durch sie verursachten 
Kosten konsequent zur Kasse gebeten werden kön-
nen. Das ist anders schlicht nicht vermittelbar, und 
das ist eigentlich auch unbegreiflich. Einige Men-
schen benehmen sich immer wieder daneben, so-
dass die Polizei über die Maßen eingreifen muss, 
und die Bürgerinnen und Bürger sollen am Ende da-
für zahlen. Das geht so nicht. 

Deshalb haben wir schon im August die Allgemeine 
Verwaltungsgebührenordnung angepasst. Sie gilt. 
Der Landtag hat die Landesregierung mit dem Ge-
bührengesetz ermächtigt, die Gebühren für dieses 
Land selbstständig zu regeln. Das ist der Tatbestand, 
den es schon gibt. Generell dürfen für bestimmte po-
lizeiliche Tätigkeiten Gebühren erhoben werden. Das 
ist nichts Neues, sondern das haben wir früher schon 
gemacht. 

Wirklich neu ist, dass das polizeiliche Kostenrecht 
künftig einheitlich über das Gebührengesetz und die 
Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung geregelt 
ist. Das wird jetzt mit diesem Gesetz glattgezogen. 

Das heißt aber nicht, dass wir das Gesetz brauchen, 
um die Gebühren zu erheben. Das haben übrigens 
auch die Professoren Michl und Thiel überzeugend 
in den Gutachten bestätigt. Es ist also eine Mär, dass 
das bei der Anhörung alles so klar war, wie Sie sa-
gen. Offenbar haben Sie nicht zugehört. Es gibt eine 
klare Aussage dieser zwei Professoren, die das in 
Ordnung und vernünftig finden. 

Dritter Punkt. Durch den Gesetzentwurf werden 
Rechtssicherheit für unsere Behörden und wichtige 
Instrumente für die tägliche Polizeiarbeit geschaffen. 
Wir sorgen außerdem für mehr Rechtsklarheit, indem 
wir bei den Polizeigebühren künftig nur noch einen 
Regelungsort haben. Damit gibt es mehr Klarheit und 

mehr Eindeutigkeit. Das hilft. – Ich bedanke mich für 
die Aufmerksamkeit und bitte um Zustimmung. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt sind wir am 
Schluss der Aussprache. 

Wir gehen zur Abstimmung über. Der Innenaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 18/6885, den Ge-
setzentwurf Drucksache 18/4531 in der Fassung sei-
ner Beschlüsse anzunehmen. Wir kommen somit zur 
Abstimmung über die Beschlussempfehlung und 
nicht über den Gesetzentwurf selbst. Wer stimmt der 
Beschlussempfehlung zu? – Das sind die Fraktionen 
von CDU und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind die Fraktionen von SPD und 
FDP. Wer enthält sich? – Das sind die AfD und der 
fraktionslose Abgeordnete Dr. Blex. Damit ist der Ge-
setzentwurf Drucksache 18/4531 in der Fassung 
der Beschlüsse des Ausschusses angenommen 
und verabschiedet. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und den 
GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, somit sind wir am 
Ende unserer heutigen Sitzung. Ich wünsche Ihnen 
noch einen angenehmen und vor allem geruhsamen 
Abend. Bis morgen! 

Schluss: 20:56 Uhr 

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 
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